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1 Aktuelle Situation in Belarus

— Gesprach mit Dr. Dmitry Chigrin

Vorsitzender Stefan Engstfeld: Ich heil3e unseren heutigen Gast fur diesen Tages-
ordnungspunkt, Herrn Dr. Chigrin, herzlich willkommen. Vielen Dank, dass Sie sich
Zeit nehmen, sodass wir die aktuelle Situation in Belarus diskutieren konnen.

Herr Dr. Chigrin, Sie leben seit 1998 hier. Sie sind Experte fur Computerphysik und
Privatdozent fur theoretische Physik an der RWTH Aachen.

Sie sind Beisitzer des Vereins ,Belarussische Gemeinschaft RAZAM®, der genau am
9. August 2020, also an dem Tag, an dem Lukaschenko die Wahlergebnisse manipu-
lierte, gegrindet wurde. RAZAM heifldt im Deutschen ,gemeinsam® oder ,zusammen® —
so wird es, glaube ich, Ubersetzt. Die Organisation hat 300 Mitglieder und ist in ganz
Deutschland prasent — in Minchen, in Bremen, in Hamburg, in Berlin und in mehreren
Stadten in Nordrhein-Westfalen. RAZAM begreift sich unter anderem als Kulturverein:
Der Verein will etwa die belarussische Sprache und Kultur pflegen, auch weil die Rus-
sifizierung innerhalb des Landes immer weiter vorangetrieben wird. In Deutschland
leben mehrere 10.000 Belarussinnen, viele davon im Exil.

Wir kennen uns — ich kenne RAZAM —, und ich bin sehr froh, dass Sie heute hier sind.
Sie haben wahrgenommen, dass sich das Parlament im Marz mit einem Antrag zur Si-
tuation in Belarus — Drucksache 18/13156 — beschaftigt hat. Gerade ist die Woche der
Menschenrechte, in der ein Schwerpunkt auf Belarus liegt. Insofern passt ihr Besuch
sehr gut.

Wir sind gespannt, was Sie uns berichten kdnnen. Ich erteile Ihnen zuerst das Wort,
und dann gehen wir in die Aussprache und in die Debatte.

Dr. Dmitry Chigrin (Belarussische Gemeinschaft RAZAM): Fir uns ist es super-
wichtig, dass die Situation in Belarus auf hoheren Ebenen zur Sprache kommt, weil
die Situation in Belarus nicht besser wird.

Weil gerade die Woche der Menschenrechte ist, fange ich mit ein paar Statistiken zur
aktuellen Lage bei der politischen Verfolgung an. Laut der Menschenrechtsorganisa-
tion Viasna, was ,Fruhling” bedeutet, gibt es zurzeit 1.218 politische Gefangene. Fur
eine 9-Millionen-Stadt sind das umgerechnet ca. 135 Personen pro 1 Million Einwoh-
ner. Vergleichen wir das mit dem aktuellen Stand in Russland — die Daten sind von
Memorial —: Dort sind es nur, wobei ,nur” eigentlich das falsche Wort ist, 5 Personen
pro 1 Million Einwohner. Daran kann das Aufmal in Belarus gesehen werden.

Es wird geschatzt, dass ca. 19.000 Personen seit 2020 als politische Gefangene an-
erkannt wurden. Dazu muss leider erganzt werden, dass sehr viele Angehdrige von
Leuten, die politisch verfolgt sind und dann eine Gefangnisstrafe erhalten hatten, nicht
wollen, dass die Personen offiziell als politische Gefangene anerkannt werden, weil
das zu zusatzlichen Konsequenzen fuhren kann. Unabhangige Menschenrechtler
rechnen damit, dass die Zahl der politischen Gefangenen zwischen drei- und funfmal
so grof} sein dirfte.
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Es gibt Menschen, die freigelassen werden, weil sie ihre Strafe abgesessen haben,
und es gibt viele Bemuhungen seitens der amerikanischen Regierung und der euro-
paischen Regierungen, damit durch einen Dialog mit Lukaschenko weitere politische
Gefangene freigelassen werden. Am neusten ist, dass aufgrund einer Abmachung mit
der amerikanischen Regierung im Oktober, glaube ich, 40 politische Gefangene frei-
gelassen wurden.

Dazu muss aber gesagt werden, dass Leute, die freigelassen werden, zwangsweise
ins Exil gehen mussen. Die werden alle in Busse gesetzt, zur Grenze gefuhrt und ein-
fach abgesetzt, und zwar ohne Papiere, ohne irgendetwas. Das neueste Ereignis: Der
Sozialdemokrat Mikalaj Statkewitsch hat sich geweigert, das Land zu verlassen, und
ist dann wieder im Knast gelandet. Wer freigelassen wird, weil die Strafe zu Ende ist,
ist in gewisser Weise gezwungen, zu Uberlegen, das Land zu verlassen, weil die Men-
schen keine Moglichkeit zum Arbeiten haben. Teilweise haben auch die Familien keine
Moglichkeit, sie finanziell zu unterstutzen. Sehr viele verlassen das Land in der Tat,
auch wenn sie nicht automatisch vom Staat zum Exil gezwungen werden.

Die neuesten Daten: Im Oktober 2025 haben 140 politische Festnahmen stattgefun-
den; das sind ca. 30 pro Woche. Das ist mehr oder weniger Standard. In den letzten
Jahren sind pro Woche 20 bis 40 Leute festgenommen worden. Typische Grunde sind
irgendwelche alten Fotos, Videomaterialien von 2020, falsche Posts in den sozialen
Medien, falsche Kleidung — die Kombination ,weil3-rot-weil3“ ist in Belarus zurzeit su-
pergefahrlich. Absurderweise kdnnte auch die belarussische Sprache, eine der Amts-
sprachen, zu grof3en Problemen fuhren, weil man sofort verdachtig wird.

In den letzten finf Jahren ist das Lukaschenko-Regime auch sehr ordentlich gegen
NGOs vorgegangen. Dabei spreche ich nicht nur von klassischen Nichtregierungsor-
ganisationen, welche Menschenrechtsarbeit leisten, sondern auch von normalen, ba-
nalen eingetragenen Vereinen wie ornithologischen Gesellschaften usw., die gesell-
schaftliche Arbeit leisten. Die letzte Statistik, die ich kenne, stammt aus dem Jahr 2024
Ende 2024 wurden etwas mehr als 1.200 Vereine zwangsaufgelost. Circa 30 % haben
sich selbst aufgeldst, weil sie wussten, dass sie nicht werden weiterarbeiten konnen.

Es gibt unter Lukaschenko eigentlich schon seit Generationen keine freie Presse. Im
Moment gibt es aber in der Tat keine nichtoffizielle Presse. Alle Verlage, alle Nachrich-
tenagenturen wurden aus dem Land getrieben und verboten. In der Presse kann man
sehen, dass sich seit Herbst 2020, 2021 das Narrativ der belarussischen Regierungs-
presse verandert hat: Es entwickelt sich mehr und mehr in die Richtung des russischen
Narrativs. Im Jahr 2020 wurden sehr viele Journalisten, auch Fernsehjournalisten, im
Zusammenhang mit den Protesten abgesetzt und teilweise von russischen Spezialis-
ten ersetzt. Daran konnte klar gesehen werden, wie das Narrativ in den Medien fast
vollstandig die Linie der russischen Propaganda annimmt.

Bevor ich zur wirtschaftlichen Situation komme, mdchte ich noch ein Thema anspre-
chen. In Belarus gibt es 37 Haftanstalten, und in 29 davon wird sehr mit Zwangsarbei-
tern gearbeitet. Laut der letzten offiziellen Statistik zu Gefangenen sind das allgemein
ca. 30.000 Personen. Wenn wir optimistisch rechnen, machen politische Gefangenen
4 % aus — das ist eine enorme Zahl. Diese Zwangsarbeit wird naturlich nicht bezahilt.
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Auf dem Papier steht, es gebe 2 Euro bis 5 Euro pro Stunde, aber in der Realitat
kriegen die Menschen nichts.

Das sind schreckliche Arbeitsbedingungen, von denen aber nicht nur der Staat profi-
tiert, sondern auch Privatfirmen, Privatunternehmen, Privatunternehmen, die mit dem
Staat gut arbeiten kénnen. Leider gibt es auch Firmen aus Deutschland. Ein Beispiel,
das letzten Herbst in der Presse war: Die Firma von Jorg Dornau, die Zwiebeln anbaut,
hat ordentlich von Zwangsarbeit in Belarus profitiert.

Zu der Wirtschaft in den letzten Jahren gibt es unterschiedliche Aspekte. Einer sind
natlrlich die Sanktionen, der Streit mit Europa und Amerika. Die Wirtschaft hat sich
deutlich in Richtung Russland entwickelt. Die Russen machen sehr viel, um nicht nur
die vollstandige Kontrolle Uber die militarische und zum grofRen Teil die politische
Macht zu Ubernehmen, sondern auch die Uber die wirtschaftliche. Es wird geschatzt,
dass die allgemeine Balance mit Russland im Jahr 2022 bei ca. 22 Milliarden Belarus-
sische Rubel lag. Im Jahr 2023 waren es 25 Milliarden Belarussische Rubel. Flr das
Jahr 2024 lautet eine offizielle Zahl 60 Milliarden Belarussische Rubel; die sehe ich
aber ein bisschen skeptisch.

Allgemein muss mit belarussischen Statistiken sehr vorsichtig umgegangen werden,
weil das belarussische Statistikamt sehr daflr bekannt ist, die Zahlen zu erfinden.

Die Inflation steht offiziell bei ca. 4 %; die internationalen, unabhangigen Experten ge-
hen von 10 % bis 12 % Inflation aus.

Laut offizieller Statistik ist die Arbeitslosenquote sehr gut und liegt bei nur 3 %. In Bela-
rus gibt es aber eine versteckte Arbeitslosigkeit, weil sehr viele Firmen vom Staat be-
setzt sind und sehr viele Mitarbeiter flr einen minimalen Lohn angestellt sind. Ehrlich
gesagt haben die eigentlich nicht so richtig viel zu tun, die werden aber bezahlt, und
dann kriegt man auch schone Statistiken.

Es ist immer sehr kompliziert, bei so einem autoritaren, schon so richtig diktaturartigen
Land Uber irgendwelche Statistiken zu sprechen. Es gibt immer Menschen, die versu-
chen, ein bisschen nachzufragen, Umfragen durchzufuhren. Das ist aber sehr schwie-
rig; diese Zahlen mussen immer mit Vorsicht genossen werden.

Von Chatham House gab es vor Kurzem eine gro3e Umfrage zur Situation in Belarus.
Ich méchte zwei Aspekte ansprechen. Der Wunsch, Belarus solle Teil der Europai-
schen Union werden, bleibt stabil bei ca. 50 %. Der Wert schwankt seit mehreren Jah-
ren um etwa 15 %. Circa 40 % glauben, dass eine gemeinsame Union, nicht aber ein
gemeinsamer Staat — das ist wichtig zu betonen — mit Russland zu bevorzugen ist.
Dabei muss differenziert werden: Bei Menschen, die gefragt werden, ob Belarus ein
Teil Russlands sein soll, bleibt die Zahl sehr stabil unter 5 %. Gestiegen ist der Anteil
der Menschen, die sagen, dass Belarus vollstandig unabhangig sein muss; der liegt
bei ca. 20 %. 22 % sagen, dass es wichtig ware, in einer gemeinsamen Union mit
Russland und der EU zu sein. Die Zahlen zur NATO-Unterstlitzung sind auch stabil:
Circa 8 % sind fur die NATO-Mitgliedschaft, und ca. 40 % sagen, dass Belarus voll-
standig unabhangig sein muss.
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Ich komme noch kurz zur Situation von Belarussen in Deutschland. Laut des Statisti-
schen Bundesamts waren Ende 2024 28.000 belarussische Staatsangehorige in
Deutschland und stammen ca. 2.500 deutsche Blrger mit Migrationshintergrund aus
Belarus. Die letzte Zahl zu den Schutzsuchenden, die ich gesehen habe, war 3.500.
2020, 2021 hat die Bundesregierung die Aufnahme von Belarussen unter § 22 Satz 2
Aufenthaltsgesetz gestartet: Es wurden Uber ein humanitares Exilprogramm mehrere
Familien — gesprochen wird von ein paar Dutzend bis zu 100 Familien — aufgenom-
men. Der Rest — das kann ich abschatzen — sind dann Asylsuchende.

Zu Belarussen hier in Deutschland. Es gibt unseren Verein, es gibt aber noch viel mehr
Vereine. Bei uns in Nordrhein-Westfalen gibt es seit Kurzem noch den Verein Pavetra,
was so viel heildt wie ,Wind“ oder ,frische Luft“. Das ist ein Kunstlerverein, in dem sich
Kunstler mit belarussischem Hintergrund zusammengetan haben. Die machen kultu-
relle Programme und zeigen durch die kulturellen Programme, dass Belarus ein euro-
paisches Land ist und eigentlich zu Europa gehort.

Unser Verein hat wie schon erwahnt knapp 300 Mitglieder, die Uberall in Deutschland
verteilt sind. Die Hauptfokusse sind die Lobbyarbeit fur ein freies, demokratische Bela-
rus und die Aufklarungsarbeit darliber, dass Belarus eigentlich ein europaisches Land
mit einer sehr langen Geschichte und einer eigenen Kultur ist. Ein sehr wichtiger As-
pekt ist die Hilfe fur die politisch Verfolgten; dazu gibt es einige Programme.

Als Letztes mochte ich die Gelegenheit nutzen, um auf die folgenden Probleme der in
Deutschland lebenden Belarussen aufmerksam zu machen. Das Lukaschenko-Regime
macht alles, um denen, die etwas gegen das Regime machen oder sagen, das Leben
schwer zu machen. Seit September 2023 gibt es ein Dekret, welches jegliche konsulari-
sche Arbeit im Ausland strenggenommen auf Eis gelegt hat. Fur belarussischen Staats-
angehorigen durfen im Ausland keine konsularischen Services mehr geleistet werden.

Das bedeutet im Klartext Folgendes: Die Passe der 28.000 Belarussen werden friher
oder spater ablaufen — die Guiltigkeit in der EU liegt bei zehn Jahren —, und dann mus-
sen die Menschen nach Belarus fahren. Es kann naturlich nicht behauptet werden,
dass jeder Einzelne, der an der Grenze steht, in Gefahr schwebt, aber mindestens flr
die Gruppen, die in Deutschland, im Ausland gegen das Regime aktiv waren und sich —
das muss dazu gesagt werden — gegen den Krieg in der Ukraine starkgemacht haben,
besteht eine Gefahr. Wir kennen schon mehrere Falle von Menschen, die an der
Grenze oder im Heimatstaat bei der Beantragung des Passes festgenommen wurden.

Dieses Problem bleibt akut, weil die Situation mit den lokalen Auslanderbehorden er-
fahrungsgemalf sehr unterschiedlich ist, obwohl es vonseiten des BMI vor anderthalb,
zwei Jahren, glaube ich, Aufklarung gegeben hat. Es gibt Situationen, in denen Men-
schen, die schon seit zehn Jahren, seit finf Jahren in Deutschland leben, arbeiten und
hier Familien haben, zu Asyl gezwungen werden oder ihnen das empfohlen wird. Es
gibt auch Falle, in denen Menschen dann der Pass fur Auslander, der graue Pass,
gegeben wird. Das ist aber nicht der allgemeine Fall.

Vielen Dank fur die Aufmerksamkeit. Ich habe ein bisschen eingefuhrt, welche Situa-
tion wir haben. Fur weitere Fragen stehe ich gerne zur Verfugung.

(Beifall)
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StS Christian Wiermer (MBEIM): Sehr geehrter Dr. Chigrin, ich danke Ihnen im Na-
men der Landesregierung nicht nur fur diesen sehr sachlichen und informativen Vor-
trag — der war sehr hilfreich und enthielt wertvolle Informationen und Perspektiven —,
sondern auch fur die Arbeit von RAZAM insgesamt.

Ich mdchte fur die Landesregierung ein paar Punkte erwahnen. Die Lage in Belarus
hat in manchen Bereichen naturlich durchaus Auswirkungen auf die Situation in Nord-
rhein-Westfalen, auf die Menschen, die hier im Exil sind — das haben Sie angespro-
chen; das ist durchaus immer noch eine nennenswerte Anzahl —, aber auch auf die
gemeinsame Haltung, die wir bezglich der politischen Situation entwickeln.

Sie haben die Freilassung politischer Gefangener angesprochen. Ich glaube, dass im
September noch einmal gut 50 Menschen, politische Gefangenen freigelassen wur-
den. Das darf aber nicht dariber hinwegtauschen, dass in Belarus uber 1.000 Men-
schen — Sie haben die Zahl 1.218 genannt — als politische Gefangene weiter in Haft
sind, und da mussen wir auf allen staatlichen Ebenen entschieden auftreten. Wir stim-
men mit der Bundesregierung vollig Uberein, dass unter diesen Bedingungen, bei einer
solchen Situation mit so vielen politischen Gefangenen auch keine legitime Wahl statt-
finden kann. Deswegen war es auch nur folgerichtig, dass die Bundesregierung sowohl
die Wahlen im Jahr 2020 als auch die im Jahr 2025 als ungultig erklart bzw. diese nicht
anerkannt hat.

Wir mussen uns immer wieder vergegenwartigen, dass die Angriffe Russlands auf unsere
gesamte europaische Friedensordnung nicht zuletzt Gber Belarus gestartet wurden.

Ich nenne noch einen anderen Bezug zur innenpolitischen Situation. Immer wieder
versuchen der Machthaber Lukaschenko und das ganze Regime auch dadurch Druck
auszuuben, dass in Litauen an der Grenze zu Polen Migrantinnen und Migranten in-
strumentalisiert werden, indem sie nach Europa hereingelassen werden. Ich erinnere
an Folgendes: Just in der Zeit als die letzte Bundesregierung, also die Ampel, im Wer-
den war, als sie Koalitionsgesprache gefuhrt hat, gab es eine grolle Welle illegaler
Migration nach Europa, und als Reaktion darauf hat sie zumindest beschlossen, Asyl-
verfahren aulerhalb der Europaischen Union zu prifen. Das war eine unmittelbare
Folge dieser Diskussion. Wir haben das in Deutschland dann manchmal anders, in
einem anderen Kontext diskutiert, aber das war der Ausléser. Das zeigt auch, welche
unmittelbaren Auswirkungen es gibt.

Einen Hinweis habe ich noch. Die Situation in Belarus bereitet uns in der Landesregie-
rung Sorge, beschaftigt uns aber auch in unserer Arbeit. Wir versuchen mit unseren
Mdglichkeiten, demokratische Stimmen zu starken. Das haben die Damen und Herren
Abgeordneten und vielleicht auch Sie personlich im vergangenen Jahr im Zuge der
Woche der Menschenrechte mitbekommen: Da haben wir eine Ausstellung mit den
Fotos vom niedergeschlagenen Protest im Jahr 2020 ausgestellt. Ich mochte nun die
Gelegenheit nutzen, daran zu erinnern, dass wir, der Minister Liminski in Bonn am
Sonntag gemeinsam mit dem Verein ,Internationaler Demokratiepreis Bonn® den ,In-
ternationalen Preis fir Demokratie und Rechtsstaatlichkeit Bonn* an Swetlana Tichan-
owskaja verleihen bzw. verleiht und dass es in dem Kontext auch einen Austausch
geben wird. Darauf wollte ich hier hinweisen, wobei Sie davon sicherlich wissen.
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Diese unmittelbaren Bezlige zu der Arbeit der Landesregierung gibt es
Ich danke lhnen, Herr Dr. Chigrin, sehr fur lhre Ausfuhrungen und fur Ihre Arbeit.
(Dr. Dmitry Chigrin [Belarussische Gemeinschaft RAZAM]: Vielen Dank!)

Dr. Glinther Bergmann (CDU): Herr Chigrin, herzlichen Dank namens der CDU-Frak-
tion fur den Bericht. Ich habe gerade unweigerlich daran denken muissen, dass Frau
Tichanowskaja im Kongress der Gemeinden und Regionen —ich bin dort fur Nordrhein-
Westfalen Mitglied — war und berichtet hat — mit Einblicken in die Situation in Weil3-
russland. Das hat bei uns allen einen sehr grof3en Eindruck hinterlassen. Ich befurchte,
dass ihre Worte von damals heute leider noch immer gelten. Was sie erzahlte, war
schlimm.

Gerade wir in Deutschland konnten mit Belarus am Anfang wenig anfangen. Brest-
Litowsk — davon haben wir irgendwann mal gehort; 1918 war da etwas —, die unglaub-
lichen Geschehnisse im Zweiten Weltkrieg, die auch in Weilrussland, in Maly Trosti-
nez in der Nahe von Minsk stattgefunden haben — da gab es auch viele Opfer aus dem
heutigen Nordrhein-Westfalen —: Das sind Punkte, die uns verbinden, ohne dass viele
Deutsche das heute noch wissen. Umso wichtiger ist es, dass Sie mit Ihrem Wissen
als hier Wohnender aus lhrer Sicht darstellen, wie sich die Situation in Belarus im Mo-
ment leider immer noch darstellt.

Ich wurde von Ihnen gerne zwei Punkte wissen. Da von knapp 10 Millionen Einwoh-
nern, wenn ich richtig liege, zwei Millionen in Minsk leben,

(Kopfnicken von Dr. Dmitry Chigrin [Belarussische Gemeinschaft RAZAM])

wurde ich mit Blick auf Weillrussland gerne wissen, wie sich fur die Opposition der
Unterschied zwischen der Stadt Minsk mit der Hauptstadtfunktion und mit der sehr
stark zentralistischen Ausrichtung und den landlicheren Gebieten darstellt. Wie ist da
die Durchdringung von der Opposition etc.? Wie regiert das Regime darauf? Ich wirde
gerne horen, ob sich da etwas geandert hat.

Meine zweite Frage ist hinsichtlich der Moglichkeiten, die wir haben. Diese sind sehr
beschrankt. Es gibt die Demokratie-Briicken; das haben wir hier gemacht. Wir haben
als Zeichen im Jahr 2023 auch schon einen Antrag zur Solidaritat, Drucksache
18/3663, verabschiedet. Was kann Nordrhein-Westfalen auf der parlamentarischen
Ebene aus lhrer Sicht noch leisten?

Vorsitzender Stefan Engstfeld: Dr. Chigrin, ich wirde sagen, dass Sie direkt antworten.

Dr. Dmitry Chigrin (Belarussische Gemeinschaft RAZAM): Zur ersten Frage. Zur-
zeit gibt es in Belarus ca. 9 Millionen Einwohner. Dazu muss man sagen, dass seit dem
Jahr 2020 zwischen 300 und eine halbe Million Personen — es gibt unterschiedliche
Schatzungen — das Land verlassen haben, und das meistens aus politischen und teil-
weise naturlich auch aus wirtschaftlichen Grinden, wobei beides stark verbunden ist.

Ein sehr wichtiger Aspekt der Proteste im Jahr 2020 war — das war ein riesiger Unter-
schied zu dem, was in friheren Jahren in Belarus passiert ist —, dass dieses Mal uberall
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im Land, auch in kleinen Stadten, in kleinen Doérfern, Menschen zu Protesten auf den
Stralden waren. Teilweise sind die Aktivisten dort geblieben, und die werden auch ver-
folgt. Das bedeutet, dass es keinen so richtigen Unterschied macht, ob es in der Haupt-
stadt oder in einem kleinen Dorf ist. Die Repression funktioniert Gberall. Von dem Be-
kanntenkreis im Exil lebender Belarussen in Nordrhein-Westfalen weil} ich, dass in
Borissow, also in einer kleinen Stadt — dort gibt es 50.000 Einwohner, schatze ich —,
gerade die Aktivisten, die da geblieben sind, festgenommen wurden. Insofern gibt es
keinen Unterschied zwischen Grofl3- und Kleinstadten. Es gab Uberall Proteste, und
uberall wird das konsequent unterdruckt.

Zum parlamentarischen Einfluss. Naturlich ist das immer sehr schwierig. Ich weil},
dass die Moglichkeiten begrenzt sind. Ich appelliere an Folgendes: Fur die Belarussen,
die hier bei uns in Nordrhein-Westfalen sind, ware es schon eine sehr grof3e Hilfe,
wenn zum Beispiel mit diesem Pass fur Auslander Moglichkeiten gefunden werden
wurden. Denn dann zwingen wir Menschen nicht dazu, nach Belarus zu fahren. Bei
uns in Nordrhein-Westfalen gab es 2023 — eine aktuellere Statistik habe ich nicht ge-
funden — 4.500 belarussische Stadtangehdrige. Auch wenn davon nur 10 % oder nur
1 % in Gefahr schweben, sind das schon Dutzende von Menschen, die festgenommen
werden konnten.

Ich verstehe, dass die Gesetzeslage so ist, dass wir immer einfach Asyl beantragen
konnen, wenn Gefahr besteht. Die betroffenen Menschen sind typischerweise aber gut
in Deutschland integriert — mit einem guten Job, mit Familien. Die Situation ist so, dass
sie vor der Wahl stehen, entweder ihr Gluck zu versuchen, also nach Belarus zu fahren
und dort aber womaglich festgenommen zu werden, oder ihr Leben hier in Deutschland
aufzugeben und Asyl zu ersuchen. Das ist schon eine ziemlich harte Wahl. Ich glaube,
dass die Landesregierung, aber eigentlich auch die Bundesregierung und das Parla-
ment darauf Einfluss nehmen konnten.

Sie haben natlrlich symbolische Moglichkeiten und kdnnen mit Strukturen, die im Exil
fur ein demokratisches Belarus arbeiten, in Kontakt bleiben und diskutieren. Sehr wich-
tig ist es — das fehlt oft —, dass wir auch uUber die Zukunft sprechen missen. Was
passiert, wenn Tag ,A“ kommt und demokratische Krafte gewinnen bzw. das Volk ge-
winnt? Das muss vorbereitet werden, und wir kdnnen diese Vorgesprache auf parla-
mentarischer Ebene, glaube ich, gut fuhren und uns Uberlegen, wie wir von hier aus
die Entstehung und die Entwicklung einer demokratischen Regierung, einer demokra-
tischen Gesellschaft in Belarus unterstitzen konnen.

Vorsitzender Stefan Engstfeld: Ich mdchte das noch unterstreichen: Was wir tun
kdnnen, ist wie heute Offentlichkeit herzustellen, die Situation immer wieder zu thema-
tisieren — Uber Antrage, Uber die heutige Sitzung, Uber das Einladen von Gasten, Uber
das Horen von Berichten. Das wird aufgezeichnet und kann abgerufen werden. Das
ist eine Funktion, die wir nutzen kdnnen, um der Diaspora zu zeigen, dass wir sie nicht
vergessen und immer da sind. Wie die Landesregierung gerade ausgefuhrt hat, ist das
fur uns natirlich auch ein Thema. Das wurde ich unterstreichen wollen.
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Da ich gehort habe, dass es die ein oder andere Beziehung zur Bundesregierung gibt,
appelliere ich an die Landesregierung, sich diese Passfrage doch noch einmal anzu-
schauen. Denn es ist naturlich ein Riesenproblem,

(Kopfnicken von StS Christian Wiermer [MBEIM])

wenn jemand nur die Wahl hat zwischen der Fahrt nach Belarus und dabei Gefahr
lauft, verhaftet zu werden, oder der Alternative, hier mit der Familie integriert zu sein,
aber nur die Option zu haben, ins Asylverfahren zu gehen. Das ist so nicht richtig. Es
muss sich vielleicht noch einmal angeschaut werden, was getan werden kann. Sie
haben auch gesagt, dass die Fallzahlen handelbar und Uberschaubar seien. Das sind
keine Massenbewegungen, sondern das ist schon ein bisschen spezifischer. Ich fande
es gut, wenn sich das als Ergebnis von heute noch einmal angeschaut wird.

(Kopfnicken von StS Christian Wiermer [MBEIM])
— Ich sehe Kopfnicken.

Berivan Aymaz (GRUNE): Dr. Chigrin, danke fiir lhre Ausfiihrung und vor allen Dingen
fur lhr mutiges Engagement, dem Sie mit lhren Kolleginnen und Kollegen aus lhrem
Netzwerk seit Jahren nachgehen. Wir wissen alle, was das fur Sie personlich und fur
Ihre Angehdrigen, lhre Freunde und lhre Familienangehdrigen vor Ort bedeutet.

Ich bin sehr dankbar, dass das Thema der fehlenden einheitlichen Verfahren hinsicht-
lich der Situation, dass es keine konsularische Betreuung gibt und somit Papiere aus-
laufen, thematisiert worden ist. Sie kdnnen sich darauf verlassen, dass wir dieser The-
matik auch weiterhin nachgehen werden. Sie wissen, dass wir und auch ich Einzelfalle
betreut habe. Es muss dafur aber sehr wohl eine politische und einheitliche L6sung
geben — das ist klar.

Mich interessiert noch ein weiterer Punkt. Es gab — Sie haben es kurz angeschnitten —
ein Bund-Lander-Aufnahmeprogramm flr politisch Verfolgte, und wie leider auch an-
dere Aufnahmeprogramme ist dieses Aufnahmeprogramm kurzlich erst gestoppt wor-
den. Ich ware Ihnen sehr dankbar, wenn Sie darstellen kdnnten, welche Erfahrungen
mit dem Aufnahmeprogramm Sie beobachten konnten, welche Vorteile es hatte und
welche Schwierigkeiten es womaoglich gab. Glauben Sie, dass die Fortsetzung eines
Aufnahmeprogrammes sinnvoll ware, und falls ja, fur wen? Fur welche Zielgruppe
ware es ganz besonders sinnvoll? Mlsste das eigentlich fortgesetzt werden?

Dr. Dmitry Chigrin (Belarussische Gemeinschaft RAZAM): Wir kennen leider nicht
die offizielle Zahl. Wir wissen nicht, wie viele Familien angenommen wurden. Ich
schatze maximal ein paar Hundert. Die Erfahrungen waren gut. Wir als Verein haben
in den Jahren 2021 und 2022 das Programm mitbegleitet und den betroffenen Familien
dabei geholfen, sich hier vor Ort zu integrieren und gut einzufinden. Inzwischen geht
das mehr oder weniger als Routine weiter.

Das Programm war in der Hinsicht sehr hilfreich, dass man sich auf3erhalb der EU
uberall an eine deutsche Botschaft wenden konnte und teilweise eine E-Mail aus-
reichte, in der man die eigene Situation geschildert hat. Unserer Erfahrung nach war
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die Botschaft in Minsk, aber auch nicht nur die in Minsk, immer sehr hilfreich. Die hu-
manitaren Visa wurden dann sehr schnell vergeben. Es gab Falle, in denen die Men-
schen einen Tag vor der Verhaftung oder vor Gerichtsverhéren aus dem Land fliegen
konnten und damit dann offensichtlich langeren Strafen entgangen sind. Insofern war
dieses Programm gut.

Die Fallzahlen waren nicht sehr hoch, wobei ich dazu sagen muss — ich habe es eben
erwahnt —, dass es unterschiedliche Schatzungen gibt. 200.000 bis 500.000 Belarus-
sen haben das Land verlassen. Diese sind hauptsachlichen in Orten in Litauen, Polen
und Georgien; sie sind also ein bisschen verteilt. Die, die eventuell in Georgien bleiben,
konnten von diesem Programm womoglich auch profitieren, weil sich dortige die Situ-
ation auch nicht besonders positiv entwickelt hat.

(Berivan Aymaz [GRUNE]: Danke!)

Josef Neumann (SPD): Herr Dr. Chigrin, lieber Dmitry, danke fir deinen Vortrag und
fur das Engagement von dir, von deiner Frau und von allen anderen in dem Verein
RAZAM und drumherum.

Wir haben bei vielen Wetterlagen an vielen Orten in dieser Stadt und in Nordrhein-
Westfalen gestanden, und daran will ich mit meiner Frage anschliel3en. Mir fallt auf,
dass der Widerstand hier vor Ort, also drauf3en in Erscheinung zu treten und im
wahrsten Sinne des Wortes Flagge zu zeigen, zurtiickgegangen ist; ich sage das mal
sehr diplomatisch. Das muss einfach so festgestellt werden, und vielleicht kannst du
etwas dazu sagen, was die Ursachen dafur sind. Ist die Ursache womadglich die erfolg-
reiche Integration in die deutsche Gesellschaft, oder gibt es andere Grinde, die dabei
eine Rolle spielen?

Mich interessiert noch ein zweiter Punkt. Wir erleben naturlich nicht nur eine wirtschaft-
lich-militarische Abhangigkeit Belarus’ von Russland, sondern wir erleben und sehen
auch, dass insbesondere China die neue geopolitische Lage politisch und wirtschaft-
lich einzuschatzen weil}. Welche Folgen hat der neue Versuch Chinas, sich in Rich-
tung Belarus zu bewegen, fur die gesamte Konstellation in dieser Region? Was kann
das mit sich bringen?

Ein dritter Punkt interessiert mich. Medien, Medieninformation und vor allem unabhan-
gige kritische Medien sind letztendlich die Grundlage fur jeden Widerstand, der orga-
nisiert werden kann. Wie bekommt man es hin, dass noch mehr unabhangige mediale
Informationen Uber Belarus zustande kommen, die nicht nur bei uns, sondern auch vor
Ort dafur Sorge tragen, dass die Menschen weiterhin Hoffnung und Zuversicht haben?

Dr. Dmitry Chigrin (Belarussische Gemeinschaft RAZAM): Zur ersten Frage. Ret-
rospektiv war die Diaspora in den Jahren 2020, 2021 und 2022 in Nordrhein-Westfalen
jede Woche und spater jede zweite Woche auf der Stralde — mit Fahnen, mit Transpa-
renten, mit Gasten. Das ist deutlich weniger geworden, und daflr gibt es unterschied-
liche Grunde.

Einer ist natirlich — das ist klar —, dass auch Menschen muder werden. Es ist sehr kom-
pliziert, das Tempo hochzuhalten, und die Aussichten sind relativ duster. Daher ist die
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Motivation ist nicht sehr hoch. Ein dritter Aspekt ist in der Tat, dass die Menschen, die
hier im Exil sind, relativ gut integriert sind. Von den 28.000 Belarussen, die in Deutsch-
land leben, ist zumindest in meinem Kreis — ich kann naturlich nicht fur alle sprechen —
gefuhlt jeder Einzelne super integriert, spricht Deutsch, arbeitet, hat eine Familie usw.

Es gibt aber noch einen sehr wichtigen Aspekt: Sehr viele haben verstanden, dass,
obwohl diese o6ffentliche Prasenz wichtig ist, diese nicht der einzige Weg ist. Die Struk-
turen institutionalisieren sich. Es gibt mehrere Vereine, und die Vereine versuchen, sich
auf die Bereiche zu fokussieren, in denen mit wenigen Ressourcen — das ist naturlich
menschlich, personell und finanziell kompliziert; wir haben keine riesigen Ressourcen —
eingegriffen werden kann, in denen das Engagement zum grof3ten Effekt fuhrt.

Manchmal, vielleicht alle zwei, drei Monate, gibt es zu wichtigen Daten in Koéln, in Dus-
seldorf doch Demos. Man sieht, dass deutlich weniger Teilnehmer kommen. Es gibt
aber immer noch Interesse von Passanten, was wichtig ist.

Zur zweiten Frage. Das stimmt; das ist sehr wichtig. China hat seit mehreren Jahren,
Jahrzehnten — das wuirde ich sagen — Interesse an der geopolitischen Stellung von
Belarus, also in erster Linie daran, wo Belarus auf die Karte liegt. China hatte sehr
viele wirtschaftliche Projekte in Belarus, die meistens nicht so richtig erfolgreich waren.
Im Moment zeigen sie aber grofRes Interesse daran, dass Belarus zumindest halbwegs
unabhangig bleibt. China scheint vermeiden zu wollen, dass Belarus in allen Aspekten
vollstandig unter russischen Einfluss gelangt.

In dieser Hinsicht ist das natlrlich eine positive Entwicklung. Denn mit dem zusatzli-
chen Interesse grof3er Player, darunter seit dem letzten halben Jahr — es fuhlt sich so
an, als waren es schon mehrere Jahre gewesen — auch das der neuen Regierung in
Washington, die gewisse wirtschaftliche und geopolitische Interessen haben, gibt es
Hoffnung, dass Belarus nicht vollstandig von Russland Gbernommen wird. Das macht
die politische und menschenrechtliche Situation naturlich nicht einfacher. Lukaschenko
ist vieles, aber er ist auch ein relativ talentierter Politiker. Er weil3, was er tut, und er
versucht, mit allen Seiten sein Spiel zu spielen. Wir wissen, dass seine Reprasentanten
ziemlich oft in Peking sind und versuchen, in gewisser Weise ein bisschen Schutz vor
Russland zu erhalten. Insofern gibt es auch positive Aspekte dieses Interesses.

Zur dritten Frage zu Medien. Das ist unglaublich wichtig, und diese Frage beschaftigt
uns alle. Es gibt keine einfache Antwort, denn es gibt in Belarus keine freie Presse.
Wenn man falschen Webseiten folgt oder falsche Webseiten besucht, erhalt man lo-
cker Gefangnisstrafen von zwei, drei, vier Wochen. Es gibt Listen von allen moglichen
extremistischen Materialien — so nennen die das —; alle RAZAM-Medien, auch die Te-
legram-Gruppe sowie die Instagram- und Facebook-Seite unserer lokalen Aktivisten-
gruppe hier in Nordrhein-Westfalen, stehen auf dieser Extremisten-Liste. Das bedeu-
tet: Wer auf dem Telefon Links oder Beweise dafur, dass er diese Webseiten besucht
hat, hat, bekommt in Belarus ein Problem. Insofern ist das ein riesiges Problem.

Die meisten Verleger und Nachrichtenagenturen sind im Ausland, und zwar haupt-
sachlich in Polen und in Litauen. Diese versuchen weiterzuarbeiten. Die Finanzierung
ist ein riesiges Problem. Die meisten arbeiten auf der Basis von Grants; das wird durch
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Grants finanziert. Das wurde im letzten Jahr aufgrund der Abschaffung der amerikani-
schen Hilfe komplizierter.

Es gibt auch ein paar technische Initiativen, zum Beispiel eine namens SVAE. Das
bedeutet ,unsere” und ist ein digitaler Hub im Internet und mit eigenen Apps. Wir ver-
suchen darin alles zu sammeln, was es zu Belarus gibt. Die hdchste Prioritat hat dabei
die Sicherheit; diese ist am wichtigsten. Es ist alles so programmiert, dass wir versu-
chen, minimale Spuren zu hinterlassen, sodass auch Menschen in Belarus das kon-
sumieren konnen.

Die Medien sind aber ein Problem, und wir haben keine klare Losung. Ich bin fur alle
moglichen Ideen und Diskussionen zu diesem Thema offen.

Vorsitzender Stefan Engstfeld: Vielen herzlichen Dank. — Mir liegen keine weiteren
Wortmeldungen von Ausschussmitgliedern vor. Insofern machen wir hier einen Punkt.

Ich danke Ihnen herzlich fur diesen wertvollen, fur diesen wichtigen Austausch. Ich
wunsche lhnen bzw. dir viel Kraft. Ich schlie3e mich den anderen an: Danke fur das
Engagement. Das Thema wird auf unserer Agenda bleiben, und wir gucken mal, ob
etwas passiert.

(Beifall — Dr. Dmitry Chigrin [Belarussische Gemeinschaft RAZAM]:
Vielen Dank!)
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2 Digitale Souveranitat sichern — das Internet befreien, Medienvielfalt schiitzen!

Antrag
der Fraktion der SPD
Drucksache 18/14011

Ausschussprotokoll 18/1039 (Anhérung vom 30.10.2025)

(Uberweisung des Antrags an den Ausschuss fiir Kultur und Me-
dien — federfiihrend —, an den Ausschuss fiir Europa und Inter-
nationales, an den Ausschuss flir Wirtschaft, Industrie, Klima-
schutz und Energie sowie an den Ausschuss flir Bauen, Wohnen
und Digitalisierung am 05.06.2025)

Da die Abhangigkeit von internationalen Plattforen der Sicherheit, Wirtschaft und Me-
dienlandschaft schade, musse diese beendet werden, fordert Inge Blask (SPD). We-
nige grolde Konzerne kontrollierten nahezu den gesamten Datenverkehr des Internets.

Die von der Europaischen Union vorgenommenen MalRnahmen reichten nicht aus.
Gemeinsam mit Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern habe die SPD-Fraktion
weitere Forderungen erarbeitet. Sie verweise auf die Ausfuhrungen von Professor Dr.
Martin Andree von der Universitat zu KéIn und Dr. Tobias Schmid von der Landesan-
stalt fur Medien NRW in der Anhorung. Letzterer habe gesagt:

,Die Motivation Brussels, am Ende auch die exekutive Verantwortung zu
ubernehmen, wird wahrscheinlich noch groRer sein, wenn starke Mitglied-
staaten, zum Beispiel die Bundesrepublik getragen durch die Lander, diese
Verantwortung auf der Brusseler Seite auch einfordern.”

Nordrhein-Westfalen kdénne dementsprechend selbstbewusst auftreten. Manchmal
greife die Europaische Union Vorschlage der Lander auf.

Die Intention des Antrags, gegen den problematischen Einfluss groer Techkonzerne
etwas zu unternehmen, sei richtig, halt Dr. Glinther Bergmann (CDU) fest. Es sollten
nicht allein die Techkonzerne Uber den digitalen Raum entscheiden. Die Europaische
Union musse aktiver werden. Sofern es dafur einen Impuls der Lander brauche, kdnne
Nordrhein-Westfalen als Impulsgeber agieren.

Die Suggestion, Nordrhein-Westfalen tue nichts, weise er allerdings zurtck. Unter den
Bundeslandern nehme Nordrhein-Westfalen die Flihrungsrolle ein; daher sei der An-
trag obsolet.

In Ausschusssitzungen der Landesanstalt fir Medien NRW, an denen er als ordentli-
ches Mitglied teilnehme, werde unter anderem von Dr. Tobias Schmid und Minister
Nathanael Liminski (MBEIM) regelmafig davon, dass die Position Nordrhein-Westfa-
lens, der groRten Region Europas, gegenuber der Europaischen Union deutlich wahr-
nehmbarer formuliert werde, sowie von getroffenen Mallinahmen berichtet. Es werde
rechtlich gegen das inakzeptable Benehmen internationaler Plattformen vorgegangen.
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Die Landesanstalt fur Medien NRW und der Minister kooperierten und seien auf der
europaischen Ebene aktiv.

Der Digital Services Act der Europaischen Union werde fortentwickelt. Minister Nathanael
Liminski (MBEIM) sei bei dem Thema ,vor der Lage“: Er habe den Aktionsplan gegen
Desinformation vorgestellt, in dem alle notwendigen Malinahmen aufgelistet wirden.

Nordrhein-Westfalen befordere die von der Bundesregierung vereinbarte Digitalab-
gabe fur grolte Techkonzerne, mit der MaRnahmen zur digitalen Souveranitat finan-
ziert werden sollten.

Die Problembeschreibung treffe zwar zu, allerdings werde in Nordrhein-Westfalen be-
reits an dem Thema gearbeitet, sagt auch Dr. Werner Pfeil (FDP). Auf Basis des E-
Government-Gesetzes bestehe der Digitalbeirat des Landes Nordrhein-Westfalen. Die
Einsetzung eines gesetzlich erforderlichen IT-Kooperationsrates stehe noch aus.

Die digitale Souveranitat stelle eine der groBten sicherheitspolitischen Fragen der heu-
tigen Zeit dar, so Berivan Aymaz (GRUNE). Die Bedeutung von Medienvielfalt sei un-
strittig, und die Risiken der Marktmacht globaler Techkonzerne standen auller Frage.

Die SPD-Fraktion ignoriere aber die Fortschritte auf Landesebene sowie deren Zu-
standigkeiten und Kompetenzen. Fur viele der Forderungen, etwa zur Kartellaufsicht,
zur Steuerpolitik oder zur Plattformregulierung, liege die Zustandigkeit beim Bund oder
bei der Europaischen Union, und hier ware es hilfreich, wenn die SPD-Fraktion ihre
Zugange zur Bundesregierung oder andere Kanale nutzen wuirde.

In der Anhdérung sei mehrfach auf den Digital Services Act und den Digital Markets Act,
also auf Regulierungsinstrumente der Europaischen Union, hingewiesen worden. De-
ren Umsetzung gestalte Nordrhein-Westfalen mit.

Da der Leiter der Abteilung ,Digitalisierung der Landesverwaltung® im Ministerium far
Heimat, Kommunales, Bau und Digitalisierung seinen Posten kurzlich aufgegeben
habe, fragt Inge Blask (SPD), ob die Arbeit an dem Thema in nachster Zeit stocken
werde. — Diese Sorge koénne er ihr vollumfanglich nehmen, antwortet StS Christian
Wiermer (MBEIM).

RB’r Andreas Lautz (Gruppenleiter Staatskanzlei) erganzt, dass die angesproche-
nen Themen der digitalen Souveranitat in der Medienpolitik eine zentrale Rolle spiel-
ten. Die Plattformregulierung sei relevant. Es werde an einem Medienstaatsvertrag
zum Medienkonzentrationsrecht, zu Haftungsfragen, zu Kunstlicher Intelligenz und
zum Urheberrecht gearbeitet. Andere Themen, beispielsweise das Thema ,Infrastruk-
turen®, wurden von der Landesregierung ebenfalls mit groRem Nachdruck weiterverfolgt.

Der Ausschuss lehnt den Antrag mit den Stimmen der Fraktio-
nen von CDU, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und FDP gegen
die Stimmen der SPD-Fraktion bei Abwesenheit der AfD-Frak-
tion ab.
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3 Grenzenloses Ausreiten ermoglichen — Hiirden im Reitsport zwischen
Nordrhein-Westfalen und den Niederlanden abbauen

Antrag
der Fraktion der FDP
Drucksache 18/13674

Ausschussprotokoll 18/1072 (Anhorung vom 19.11.2025)

(Uberweisung des Antrags an den Ausschuss fiir Europa und Inter-
nationales — federfiihrend — sowie an den Ausschuss fiir Umwelt,
Natur- und Verbraucherschutz, Landwirtschaft, Forsten und land-
liche Rdume am 21.05.2025)

Vorsitzender Stefan Engstfeld regt an, die Anhérung in der heutigen Sitzung auszu-
werten, aber erst in der nachsten Ausschusssitzung Uber den Antrag abzustimmen,
um das Votum des mitberatenden Ausschusses abzuwarten.

Den Vorschlag der FDP-Fraktion, so Dr. Werner Pfeil (FDP), die in Nordrhein-West-
falen bendtigte Reitplakette an den Reitwegen, beispielsweise an Rasthofen, auszu-
geben, erachteten Sachverstandige als schwierig, da Reiter keinem starren Wegenetz
folgten. Die Sachverstandigen hatten in der Anhérung daher dartber hinausgehend
angeregt, die Reitplakette wie in anderen Bundeslandern vollstandig anzuschaffen.
Dies wurde ihrer Meinung nach den grenziberschreitenden Reitsport legalisieren.

Die Sachverstandigen hatten auch Ausnahmeregelungen fur das benotigte Gesund-
heitszeugnis, wie sie andere Bundeslander vorsahen, begrufdt. Der Reitsport kdnne
nicht mit groBen Tiertransporten verglichen werden: Reiter ritten meist zu nur zweit
oder zu dritt aus, und dabei bestanden keine Gefahren nach dem Tierseuchengesetz.

Im Rahmen der kommunalen Selbstverwaltung konnten aktuell alle Kreise fur ihre Reit-
wege eigene Bestimmungen erlassen. Dies sei ein Paradebeispiel flr die GUbermalige
Blrokratie des Reitsports. Laut André Claassen vom Zweckverband Deutsch-Nieder-
landischer Naturpark Maas-Schwalm-Nette herrschten in den Niederlanden einheitli-
che Regelungen. Den Kreisen im Grenzraum konnte vorgeschlagen werden, im Rah-
men der Selbstverwaltung freiwillig einheitliche Regelungen fir die Nutzung von Reit-
wegen zu beschliel3en.

Im Vergleich mit dem themenverwandten Antrag der Fraktionen von CDU und Bundnis
90/Die Grunen — Drucksache 18/13816 —, welcher das parlamentarische Beratungs-
verfahren bereits durchlaufen habe, hatten die Sachverstandigen keinen der beiden
Antrage fur besser erklart. In dem Antrag der FDP-Fraktion werde sich auf das grenz-
uberschreitende Reiten fokussiert; er kdnnte aber auch noch weitere Aspekte umfas-
sen. Im Gegensatz zu den Niederlanden — neben dem Niederlander André Claassen
berufe er sich dabei auf die niederlandische Sachverstandige Cissy Schuring von Lim-
burg Paardensport — oder anderen Bundeslandern bestanden in Nordrhein-Westfalen
blrokratische Hemmnisse, zu deren Abbau der Landtag mdglicherweise beitragen
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kénne. Aufgrund der Erkenntnisse der Anhorung rege er ein fraktionstbergreifendes
Gesprach bis zur nachsten Sitzung des Ausschusses fur Europa und Internationales
an und hoffe, dass eine interfraktionelle Lésung gefunden werden kdnne.

Alle Sachverstandigen hielten den Antrag der Fraktionen von CDU und Bundnis 90/Die
Grlnen fur weitgehender und sinnvoller, widerspricht Dr. Glinther Bergmann (CDU).
Inhaltlich umfasse dieser im Gegensatz zum Antrag der FDP-Fraktion nicht nur die
Seuchenpravention bei Pferden, sondern bei Equiden insgesamt. Zudem beziehe sich
die FDP-Fraktion nur auf die Region Schwalm-Nette, obwohl landesweite Regelungen
gefunden werden mussten. Den vorliegenden Antrag halte er daher fir obsolet.

Der Problembeschreibung stimme er zu. Ein Grenzubertritt sei fur Reiter nicht immer
erkennbar. Wer die niederlandischen Voraussetzungen nicht erfille, mache sich straf-
bar. Kénnten beispielsweise bei einer Kontrolle in den Niederlanden nicht alle dort er-
forderlichen Impfnachweise erbracht werden, koste dies 150 Euro. Dies betreffe bei-
spielsweise Personen vom Niederrhein, die auf dem Weg zu Veranstaltungen in der
Soers auch die deutsch-niederlandische Grenze querten.

Berivan Aymaz (GRUNE) schliet sich inrem Vorredner an. Der Fokus des Antrags
der Fraktionen von CDU und Bindnis 90/Die Grunen liege nicht nur auf Pferden son-
dern auf Equiden insgesamt und Geflugel.

Dr. Werner Pfeil (FDP) erklart sich mit einem Antrag, der neben Pferden auch Esel
und Maultiere sowie Kaninchen umfasse, einverstanden. Im Ubrigen werde sich in
dem Antrag der FDP-Fraktion nicht nur auf die Region Schwalm-Nette bezogen: Die
Region werde in der ersten Forderung als Beispiel genannt, und die weiteren Forde-
rungen seien nicht rdumlich begrenzt.

Der Landesverband Nordrhein-Westfalen der Vereinigung der Freizeitreiter und -fahrer
in Deutschland halte laut der Stellungnahme 18/3141 sowie der Anhérung eine Kom-
bination beider Antrage fur besser. Die Fraktionen von CDU und Bundnis 90/Die Gru-
nen sollten zum Wohle der Reiter ein gemeinsames Vorgehen in Erwagung ziehen.

Die SPD-Fraktion unterstutze die Forderungen, so Inge Blask (SPD). In der Anhorung
sei Unterstitzung fur den Antrag geauf3ert worden. Es ware winschenswert gewesen,
waren die Fraktionen von CDU und Bindnis 90/Die Grunen auf die FPD-Fraktion zu-
gegangen, um einen gemeinsamen Antrag mit Losungen flr das Reiten sowie andere
Problemfelder einzubringen.

Der Ausschuss kommt bei Abwesenheit der AfD-Fraktion
Uberein, in der nachsten Ausschusssitzung uber den Antrag
abzustimmen.
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4 Bericht Giber den Kongress der Gemeinden und Regionen

Vorlage 18/4569

Dr. Gunther Bergmann (CDU) vertrete den Landtag Nordrhein-Westfalen im Kongress
der Gemeinden und Regionen, einem im Jahr 1994 gegrindeten Organ des Europa-
rates, als Vollmitglied, und daher werde dieser dem Ausschuss von dessen Arbeit be-
richten, informiert Vorsitzender Stefan Engstfeld. Er danke dem Abgeordneten flr
seine Arbeit.

Dr. Gunther Bergmann (CDU) berichtet:

Da ich es jedem Mitglied durchaus zutraue, das geschriebene Wort intellektuell zu
verarbeiten, brauche ich nicht alles zu wiederholen.

Ich danke herzlich dem Verbindungsburo des Landtags bei der EU und der Land-
tagsverwaltung fur die Unterstitzung. Sie begleitet mich nicht nur bei den Kongres-
sen, sondern hat mir auch bei der Erstellung des Berichtes unter die Arme gegriffen.

Neben all dem, was wir geschrieben haben — danach kdnnen Sie gerne fragen, aber
ich glaube, was ich geschrieben habe, erklart sich von selbst —, méchte ich auf einen
entscheidenden Punkt, den auch die Landesregierung im Auge behalten sollte, hin-
weisen: Die Zusammensetzung der deutschen Delegation ist ein Problemfeld.

Die Europaministerkonferenz — das ist in der Anlage dargestellt — hat sich mit einem
Beschluss bis 2041 gebunden, wie die Zusammensetzung aussehen soll. Wer ein
Vollmitglied und wer ein stellvertretendes Mitglied ist, ist erst mal sekundar, denn
durch eine Vertretung ist man dann immer auch mit Vollmitglied — das ist Ublich.
Das hat Josef Neumann in seiner Zeit erlebt, als er stellvertretendes Mitglied war
und trotzdem immer fur Nordrhein-Westfalen da sein konnte. Ich habe das in der
Folge auch gemacht. In der letzten Zeit war ich als Vollmitglied da.

Mich schmerzt — das darf ich als Vertreter des bevolkerungsreichsten Bundeslan-
des, glaube ich, so sagen —, dass Nordrhein-Westfalen als starkstes Bundesland
und grofte Region Europas aufgrund dieses Turnus, den die sich ausgedacht ha-
ben, dieser Legislaturperioden, dieses Schwenkens von der einen zu der anderen
Landeszusammensetzung oft nur stellvertretendes Mitglied ist. Das kann so eigent-
lich nicht richtig sein. Es musste mal Uberlegt werden, ob man der Bundesratskons-
tellation entsprechend vielleicht zu einer anderen Losung kdme. Das rege ich an.

Alles andere, um meinen Eindruck aus diesem Gremium hier an euch weiterzuge-
ben, steht in dem Bericht.

Die Landesregierung nehme die Zusammensetzung der deutschen Delegation als An-
liegen auf, reagiert StS Christian Wiermer (MBEIM). Dr. Gunther Bergmann (CDU)
habe sich bereits an die Landesregierung gewandt, um dafir zu sensibilisieren, und
die Sensibilisierung des Landtags sei ebenso wichtig. Zudem habe der Abgeordnete
den Generalsekretar des Kongresses der Gemeinden und Regionen, Mathieu Mori,
nach Nordrhein-Westfalen eingeladen. Die Landesregierung stehe fur einen Austausch
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zur Verflgung, allerdings sollte auch das Landtagsprasidium einen solchen Termin
wahrnehmen.

Als wesentliches Organ des Europarates habe der Kongress der Gemeinden und Re-
gionen eine grof3e Bedeutung und sei historisch verwurzelt. Er danke dem Abgeord-
neten im Namen der Landesregierung fur seine Uber das normale Mal} hinausgehende
Arbeit in diesem Gremium. Den wertvollen Einsatz fur langfristige Partnerschaften mit
Stadten und Regionen in der Ukraine sowie flir den Kampf gegen Antisemitismus un-
terstutze die Landesregierung.

Der Landtag habe Dr. Glnther Bergmann (CDU) fur die Mandatsperiode 2026—2031 als
stellvertretendes Mitglied gewahlt. Auf der Ebene der Europaministerkonferenz und der
Ministerprasidentenkonferenz erfolgten gerade die Beschlussfassungen fir die Delegati-
onszusammenstellung, sodass die Meldung der Delegationsmitglieder an den Europarat
hoffentlich bis Ende Dezember 2025 erfolgen koénne.

Bei dem Europarat mit dem Kongress der Gemeinden und Regionen handele es sich
um eine der wichtigsten Institutionen, die sich mit Demokratie, Menschenrechten und
Rechtsstaatlichkeit in Europa befassten, leitet Josef Neumann (SPD) ein. Nach dem
Zweiten Weltkrieg sei der Europarat mit als Erstes gegriindet worden und habe fir den
Frieden ein festes Fundament bilden sollen. Leider wirden die genannten Werte im
politischen Umfeld Deutschlands, gerade in Europa, derzeit angegriffen. Das letzte Mal
habe sich der Landtag mit dem Kongress der Gemeinden und Regionen befasst, als
er den Landtag Nordrhein-Westfalen von 2012 bis 2018 dort vertreten habe.

Mitglieder des Kongresses hatten die Moglichkeit, Schwerpunkte zu setzen. Beim
Kampf gegen Antisemitismus sowie beim Engagement hinsichtlich Belarus und der
Ukraine handele es sich um auch fur den Ausschuss fur Europa und Internationales
zentrale Themenbereiche. Er danke Dr. Gunther Bergmann (CDU) und allen anderen
im Kongress Tatigen fur die Arbeit zu beiden Themen. Die Arbeit des Kongresses sollte
eigentlich intensiviert werden.

Der Kongress musse personell und finanziell mit ausreichenden Mitteln ausgestattet
werden, um seine wichtige Arbeit fortfihren zu kdnnen. Dass in dieser Mandatsperiode
aufgrund eines Finanzierungsengpasses die Abschaffung der deutschen Verdolmet-
schung gedroht habe, empfinde er als unbefriedigend. Schon wahrend seiner Amtszeit
sei die Finanzierung der Verdolmetschung umkampft gewesen. Dies unterstreiche,
dass das politische Gewicht des Gremiums teilweise verkannt werde. Wie fur den Aus-
schuss der Regionen mussten die finanziellen Mittel fur den Kongress der Gemeinden
und Regionen so hoch sein, dass eine Verdolmetschung in allen vertretenen Sprachen
ermoglicht werde. Nordrhein-Westfalen als politisches Schwergewicht misse sich da-
fur einsetzen.

Bei 46 im Europarat vertretenen Landern sei Deutsch die meistgesprochene Mutter-
sprache. Aufgrund eines Finanzierungsengpasses von 3 % habe die deutsche Verdol-
metschung gestrichen werden sollen, fuhrt Dr. Ginther Bergmann (CDU) aus. Der
damalige nordrhein-westfalische Ministerprasident Armin Laschet habe die damalige
Bundeskanzlerin Angela Merkel auf das Thema aufmerksam gemacht, woraufhin
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Letztere eine Kostenubernahme Deutschlands angeboten habe. Er danke fur den Wi-
derstand gegen diese Planungen. Damit habe Deutschland ein starkes Signal an den
Kongress gesandt.

Zu seiner Aufgabe im Kongress der Gemeinden und Regionen gehore auch das
Branding der Region, weshalb er zu Beginn seiner zahlreichen Wortmeldungen stets
darauf hinweise, dass er mit Nordrhein-Westfalen die grof3te im Europarat vertretene
Region reprasentiere, deren Budget ungefahr dem von Griechenland oder Portugal
entspreche. Beim Einsatz fur Demokratie, Menschenrechte und Rechtsstaatlichkeit
gehe er voran.

Die eher zentralistisch organisierten Lander Europas wie England oder Frankreich
mussten fur die foderale Struktur Deutschlands und deren Folgen starker sensibilisiert
werden. Es musse verdeutlicht werden, dass die Grindung des Bundes auf die Lander
zurickgehe und diese eine sehr wichtige Stellung einnahmen. Dazu kdénne der von
ihm vorgeschlagene Besuch des Generalsekretars in Dusseldorf dienen. Da der Kon-
gress der Gemeinden und Regionen die Legislative und nicht die Exekutive vertrete,
solle die Einladung vonseiten des Landtags ausgesprochen werden; darauf habe
ebenfalls Minister Nathanael Liminski (MBEIM), der bereits seine Beteiligung an dem
Termin angekundigt habe, hingewiesen. Des Weiteren wirde er die Teilnahme des
Ausschusses fur Europa und Internationales begrufen.

Er danke fur die wardigenden Worte Uber seine Arbeit.
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5 Humanitare Katastrophe im Sudan (Bericht beantragt von der SPD-Fraktion
[siehe Anlage])

Bericht
der Landesregierung
Vorlage 18/4600

Aufgrund des Blurgerkriegs herrschten Gewalt, Flucht und Hunger, beschreibt Inge
Blask (SPD) die Situation im Sudan. Viele, darunter auch Frauen und Kinder, wirden
regelrecht abgeschlachtet. 10 Millionen Menschen seien auf der Flucht. An die Situa-
tion im Sudan musse erinnert werden; passenderweise geschehe dies im Ausschuss
fur Europa und Internationales in der Woche der Menschenrechte.

Die Vorlage habe erst gestern Abend vorgelegen. Dies sei nicht in Ordnung, insbeson-
dere da die Fraktionen laut der klrzlich geanderten Parlamentsinformationsvereinba-
rung, Drucksache 18/16358, Berichtsbitten nun sogar fruher dbermitteln mussten.

Minister Nathanael Liminski (MBEIM) habe angekundigt, flr den Bericht die Situation
im Sudan beim Auswartigen Amt abfragen und deren Staatsministerin Serap Guler bei
einem gemeinsamen Termin bereits darUber informieren zu wollen (siehe Aus-
schussprotokoll 18/1042). Mit dem nun vorliegenden Bericht sei die SPD-Fraktion
trotzdem nicht zufrieden, weshalb sie die Fragen wiederhole.

Sie wolle wissen, wie die Landesregierung die mogliche finanzielle und militarische
Unterstitzung der Rapid Support Forces durch externe Akteure wie die Vereinigten
Arabischen Emirate bewerte, ob die Situation im Sudan in Gesprachen, beispielsweise
wahrend der Reisen von Minister Nathanael Liminski (MBEIM) und Ministerprasident
Hendrik Wust thematisiert worden seien, und falls ja, inwiefern. Sie frage auch, wie
externe Unterstltzung der Rapid Support Forces volkerrechtlich bewertet werde sowie
welche Konsequenzen sich fur die Wirtschaftsbeziehungen zu den Vereinigten Arabi-
schen Emirate ergeben wirden, sofern deren Unterstitzung von Kriegsparteien be-
statigt werden sollte.

Zudem interessiere sie, wie in Nordrhein-Westfalen Initiativen unterstitzt werden
konnten, um fur den Sudan humanitare Hilfe und Entwicklungshilfe zu leisten, und ob
es daflr Projekte oder Projektrahmen gebe. Der Schwerpunkt des in dem Bericht er-
wahnten Programms liege eher auf der Integration.

Die Einstellung der Landesregierung zu den Vorkommnissen im Sudan werde in dem
Bericht deutlich, widerspricht Dr. Gunther Bergmann (CDU). Die Rapid Support
Forces, deren schandliche und abscheuliche Angriffe furchtbares Leid Gber den Sudan
brachten, wiirden klar verurteilt. Im Ubrigen kénne der Bericht ob seiner Deutlichkeit
auch in kurzer Zeit erfasst werden.

Zwar trage die Landesregierung humanitare Verantwortung, allerdings liege aktive Au-
Renpolitik nicht in ihrer Zustandigkeit. Stattdessen bestehe ihre Verantwortung darin,
auf Bundesebene — die Bundesregierung habe bereits betont, mdglichst viele interna-
tionale Akteure einbinden zu wollen, um der Krise zu begegnen — Einfluss zu nehmen,
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um eine konzertierte Aktion zu realisieren. Weiterer Aktivitaten der Landesregierung
bedurfe es nicht; das Handeln der Landesregierung entspreche der Rolle Nordrhein-
Westfalens.

Sie halte es zwar fur wichtig Uber die humanitare Situation im Sudan zu sprechen,
allerdings sei es nicht hilfreich, wenn dies nur auf Landesebene geschehe, da die Lan-
der aufgrund der fehlenden Zustandigkeit fur die Aul3enpolitik wenig bis keine Einfluss-
moglichkeiten hatten, halt Berivan Aymaz (GRUNE) fest.

Die CDU und die SPD sollten ihre Zugange zur Bundesregierung nutzen, um auf das
Thema aufmerksam zu machen. Dies erhoffe sie sich insbesondere von der SPD, die
von der nordrhein-westfalischen Landesregierung viel fordere, obwohl diese gar nicht
Uber die entsprechenden Zustandigkeiten verflige. Die Kurzung des Bundesetats flur
Entwicklungszusammenarbeit um fast 1 Milliarde Euro halte sie fur katastrophal. Es
sollte auch auf strengere Rustungsexportkontrollen hingewirkt werden, schlielich sei
bekannt, dass Waffen uber die Vereinigten Arabischen Emirate in den Sudan gelang-
ten und dort gegen Zivilisten eingesetzt wirden.

StS Christian Wiermer (MBEIM) entschuldigt sich fur die spate Ubermittlung des Be-
richts. Ursachlich daflr sei ein Versehen; der Bericht hatte schon friher vorliegen kénnen.

Er verweise ebenfalls auf die Zustandigkeitsverteilung zwischen dem Bund und den
Landern.

Die Landesregierung begrul3e die offentliche Befassung mit der Situation im Sudan.
Es handele sich um eine unterschatzte, grauenhafte Lage, gerade im Hinblick auf die
Zivilbevolkerung, und eine der grofRten Vertreibungskrisen der Gegenwart. Der Konflikt
im Sudan stehe meist im Schatten anderer kriegerischer Auseinandersetzungen.

Wie die Bundesregierung verurteile die Landesregierung das Agieren der Rapid Sup-
port Forces aufs Scharfste. Die Graueltaten hatten bereits Tausende Opfer gefordert.
Die Entwicklung sei besorgniserregend. Aullerdem unterstutze die Landesregierung
die auldenpolitischen Bemuhungen der Bundesregierung, in Gesprachen mit externen
Akteuren Einfluss auszuuben, Einfluss auf Konfliktparteien im Sudan konstruktiv zu
nutzen und die Umsetzung des Quad-Friedensplans zu fordern. Die Krise kdnne nur
unter Einbindung internationaler Akteure gelost werden.

Er habe die menschenrechtliche Lage mit Niels Annen, Staatssekretar im Bundesminis-
terium fur wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung, und die Rolle der Vereinigten
Arabischen Emirate mit dem zustandigen Staatssekretar im Auswartigen Amt erortert.

Minister Nathanael Liminski (MBEIM) habe auf seiner Reise in die Vereinigten Arabischen
Emirate vom 2. November 2025 bis zum 4. November 2025 unter anderem mit Lana Zaki
Nusseibeh, Staatsministerin im AuRenministerium der Vereinigten Arabischen Emirate,
Uber die Situation im Sudan gesprochen. Weiterhin habe sich der Minister bei einem Tref-
fen mit Reprasentanten der Deutschen Botschaft, der Konrad-Adenauer-Stiftung und
Hochschulvertretern tGber das militarische und sicherheitspolitische Agieren der Vereinig-
ten Arabischen Emirate im Sudan informiert. Die Landesregierung habe das Thema auch
in Gesprachen mit diplomatischem Vertreten aufgerufen.
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Hinsichtlich konkreter Projekte und Projektrahmen verweise er auf die Richtlinie Uber
die Gewahrung von Zuwendungen zur Forderung des zivilgesellschaftlichen Engage-
ments von Organisationen von Menschen mit Einwanderungsgeschichte. Im Rahmen
dieser bestehe die Moglichkeit der Forderung von einzelnen Malinahmen von Selbst-
organisationen von Migrantinnen und Migranten.
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6 Verfahren der Bewilligung von Ausnahmegenehmigungen zum Besuch
auslandischer Schulen in den an NRW angrenzenden Staaten (Bericht bean-
tragt von der SPD-Fraktion [siehe Anlage])

Bericht
der Landesregierung
Vorlage 18/4592

Andrea Reh (SPD) wundert sich angesichts der Datenmenge, die an Schulen erhoben
werde, dass keine Daten darlber vorlagen, wie viele Schilerinnen und Schuler eine
Ausnahmegenehmigung fur den Schulbesuch einer Schule im Ausland erhalten hatten.
Dass es laut des Berichts keine Eingaben und Beschwerden gebe, liege mitnichten
daran, dass das Verfahren gut funktioniere.

Ihrer Kenntnis nach sei das Verfahren rund um die Ausnahmegenehmigung gerade in
einem Grenzkreis mit Schwierigkeiten behaftet, da der einschlagige Erlass ,Ausnah-
megenehmigungen zum Besuch auslandischer oder internationaler Schulen“ von der
Verwaltungsbehorde sehr restriktiv ausgelegt werde. Eltern, deren Kindern keine Aus-
nahmegenehmigung gewahrt werde, stehe nur noch der Klageweg offen. Wie im
Grenzgebiet insgesamt lebten dort viele niederlandische Familien, die weiterhin am
Leben in den Niederlanden teilnehmen wollte. Es sei lange Zeit gute Tradition gewe-
sen, dies nicht zu behindern.

Hatte die Landesregierung entsprechende Daten erhoben, wisste sie, dass es sich
mitnichten um Einzelfalle handele. In der von ihr angesprochenen Region seien um
die 20 Kinder betroffen.

Sie wurde ein Signal des Ausschusses fur Europa und Internationales sowie der Lan-
desregierung begrifien, dass Schulbesuche jenseits der Grenze ermdglicht werden
sollten. Das konnte auch den Verwaltungsbehorden als Orientierung dienen. Gespra-
che mit der Verwaltung hatten im genannten Fall gezeigt, dass Unsicherheit dariber
herrsche, wie grof3zlgig der Erlass ausgelegt werden durfe. Es bestande beispiels-
weise die Sorge, sich mdglicherweise ungesetzlich zu verhalten. Diese Sorge wirde
sie der Verwaltung gerne nehmen und frage daher, ob diese begrindet sei.

In der Grenzregion traten rund um die Ausnahmegenehmigungen immer wieder Probleme
auf, stellt auch Dr. Werner Pfeil (FDP) fest. Viele Aachener versuchten, einen Schul-
besuch ihrer Kinder in Ostbelgien, wo neben Deutsch schwerpunktmalig Franzdsisch
Schulsprache sei, zu erreichen. An der niederlandischen Grenze wunschten sich in
Deutschland wohnende Niederlander oftmals einen Schulbesuch ihrer Kinder in den
Niederlanden. Da laut § 34 Schulgesetz fur das Land Nordrhein-Westfalen die Schul-
pflicht in Deutschland bestehe und nur in wenigen Ausnahmen davon abgewichen
werden konne, werde dies meistens verweigert.

Die FDP habe bereits in der letzten Legislaturperiode eine Vereinfachung angestrebt.
In den Diskussionen im Ministerium fur Schule und Bildung unter der damaligen Minis-
terin von der FDP, Yvonne Gebauer, sei aber immer wieder auf § 34 Schulgesetz fur
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das Land Nordrhein-Westfalen verwiesen worden. Immerhin eine Erweiterung der
Ausnahmefalle habe aber erreicht werden kdnnen.

Urspringlich seien Ausnahmen fir Kinder eingefuhrt worden, die nur voribergehend
in Deutschland lebten; dies treffe beispielsweise auf die Kinder von Konsularbeamten
zu. Angesichts des Bestrebens, in Europa immer weiter zusammenzuwachsen und
zusammenzuarbeiten, stelle er infrage, ob die Regelungen in den Grenzregionen tat-
sachlich noch so restriktiv ausgelegt werden mussten. Bei einer verscharften Ausle-
gung der Ausnahmen wurden diese dem Interesse der Eltern und dem der Kinder an
einer internationalen Schulausbildung nicht gerecht. Ob der Schulpflicht nachgegan-
gen werde, konne auch bei einem Schulbesuch im Ausland durch Abfragen bei den
niederlandischen und belgischen Behorden kontrolliert werden.

Schulbesuche im Ausland spielten auch in seinem Wabhlkreis Kleve eine Rolle, sagt
Dr. Gunther Bergmann (CDU). In Kranenburg, das unmittelbar vor der niederlandischen
Grenze und damit in der Nahe der zweitgrof3ten Universitatsklinik in den Niederlanden,
dem Radboudumc, liege, machten Niederlander bis zu 30 % der Bevolkerung aus.

Er halte die Nichtdurchlassigkeit der Systeme allerdings fur das gro3ere Problem. In
den Niederlanden umfasste die Grundschule die Klassen eins bis sechs. Viele nieder-
landische Eltern, die mit ihren Familien womaglich nur temporar in Deutschland wohn-
ten, trauten sich aus Angst, dass die Kinder in niederlandischen Grundschulen nicht
mehr aufgefangen werden kdnnten, nicht, diese an deutschen Grundschulen anzumel-
den. Mit dem belgischen Schulsystem kenne er sich nicht so gut aus. — Dieses ahnele
dem deutschen, wirft Dr. Werner Pfeil (FDP) ein.

Das Problem sei also evident, musse allerdings an das Ministerium flr Schule und
Bildung adressiert werden, fahrt Dr. Ginther Bergmann (CDU) fort. Der Ausschuss
fur Europa und Internationales konne lediglich erreichen, dass sich das Ministerium
dem Problem annehme. Er rege an, gemeinsam mit den Schulministerien der anderen
westlichen Grenzlander — Niedersachen, Baden-Wiurttemberg, Rheinland-Pfalz und
dem Saarland — zu evaluieren, ob die Regelung flexibler gehandhabt werden konne.
Dabei kdnne sich auch herausstellen, dass dies nicht moglich sei.

Er stehe noch unter dem Eindruck monatelanger Verhandlungen der Lander und des
Bundes zur Entburokratisierung, zur Staatsmodernisierung und zu Berichtspflichten —
diese Themen hatten bei der gestrigen Ministerprasidentenkonferenz und dem Treffen
mit dem Bundeskanzler auf der Tagesordnung gestanden — und sehe die gewunschte
Datenerhebung deshalb skeptisch, erlautert StS Christian Wiermer (MBEIM). Die zu-
standigen Behdrden einschlieBlich der Bezirksregierungen schienen es ebenfalls zu
begrufllen, dass der Fokus eher auf der padagogischen Arbeit liege. Womaoglich kdnne
sich dem Thema auch Uber realitatsnahe Inaugenscheinnahmen genahert werden.
Den Wunsch nach einer Datenerhebung seitens der SPD-Fraktion leite er an das zu-
standige Ministerium flr Schule und Bildung weiter.

Zu den Ausnahmegenehmigungen gebe es nur wenige Eingaben; derzeit liege der
Landesregierung keine Problemanzeige vor.
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Bei Ausnahmegenehmigungen mussten Interessen abgewogen werden. Einerseits sei
das gemeinsame Interesse an einem vitalen Lebens- und Wirtschaftsraum in den
Grenzregionen evident und werde von der Landesregierung geférdert. Andererseits
mussten die Rechtsguter des Schulgesetzes fur das Land Nordrhein-Westfalen wie
die gesellschaftliche Teilhabe, die Integration beachtet werden. Je nach Fallgruppe
unterscheide sich die Diskussion dariber womaoglich, grundsatzlich seien der Besuch
einer deutschen Schule mit der Unterrichtssprache ,Deutsch und ein angestrebter
deutscher Schulabschluss aber grundlegende Bausteine fur gesellschaftliche Teil-
habe. Dadurch wirden das Aufwachsen in der Gemeinschaft und das Empfingen eines
Zugehorigkeitsgefuhls erleichtert.

Die rechtlich verankerten berechtigen Ausnahmen trigen der Internationalisierung und
Globalisierung Rechnung, wobei Ausnahmen fur die Kinder von Konsularbeamten un-
abhangig von diesen Entwicklungen sinnvoll erschienen. In dem seit 2016 gultigen
Schulgesetz fur das Land Nordrhein-Westfalen werde die exemplarische Ausnahme,
dass Schulerinnen und Schuler nur voribergehend in Deutschland wohnten, aufge-
fuhrt.

Der ebenfalls aus dem Jahr 2016 stammende Erlass ,Ausnahmegenehmigungen zum
Besuch auslandischer oder internationaler Schulen® regle weitere Ausnahmen. Dem-
nach sei der Besuch einer Schule im grenznahen Ausland mdglich, sofern eine Familie
nach dem Zuzug aus dem grenznahen Ausland aufgrund sozialer und familiarer Kon-
takte, der Kinderbetreuung nach der Schule sowie der beruflichen und kulturellen Ori-
entierung in der dortigen Kultur verwurzelt bleibe. Besondere personliche Umstande,
gerade der Besuch einer Schule im Ausland in unmittelbarer Nahe zur deutschen
Grenze, rechtfertigten eine Ausnahme. Um das Rechtsgut der Integration zu erfullen,
musste der Unterricht in dem Fall allerdings auch auf Deutsch stattfinden, ein deutsch-
sprachiges Umfeld gegeben sein oder Regelungen zur Anerkennung von schulischen
Bildungsabschlissen und Berechtigungen bestehen.

Aus gutem Grund wurden Einzelfallentscheidungen getroffen, fur die der rechtliche
Rahmen aber konkrete Leitlinien vorgebe. Laut des Ministeriums fur Schule und Bil-
dung hatten sich die Regelungen bewahrt. Trotzdem konnte das Ministerium fur
Schule und Bildung die Anregung aufnehmen und dieses Thema einer fokussierten
Betrachtung unterziehen.

Ihr Wahlkreis Heinsberg liege direkt an der niederlandischen Grenze, weshalb sie so-
wohl den angesprochenen Erlass als auch die Lebenssituation vieler dort lebender
niederlandischer Familien kenne, reagiert Andrea Reh (SPD).

In den Niederlanden gelte die Schulpflicht ein Jahr friher als in Deutschland. Wenn
die zustandigen deutschen Behdrden die niederlandischen Eltern aufforderten, die
Schulpflicht nachzuweisen bzw. der Verpflichtung der Anmeldung nachzukommen,
hatten diese ihre Kinder schon langst an einer niederlandischen Grundschule ange-
meldet. Diesen bliebe dann nur die Beantragung einer Ausnahmegenehmigung. Die-
ses Verfahren musse entburokratisiert werden.
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Da sie 18 Jahre Schulleiterin gewesen sei, wisse sie um die an Schulen im Rahmen
von Programmen wie UntStat erhobene Datenmenge. Erfasst werde unter anderem
die Anzahl reisender Kinder, die Anzahl vom Schulbesuch zurlickgestellter Kinder, Da-
ten zu ausgeubten Ordnungsmaflnahmen sowie Daten zur Migrationsgeschichte. An-
gesichts der umfassenden Abfragen durfte es keine Schwierigkeit darstellen, zukunftig
auch zu erfassen, wie viele Kinder eine Ausnahmegenehmigung erhielten.

Sie hielte es fur angemessen, dass sich mit dem Thema noch einmal intensiv befasst
werde. Das grenzuberschreitende Leben musse vereinfacht werden. Die Landesregie-
rung solle ihre Unterstltzung fur die mdgliche Gewahrung von Ausnahmegenehmi-
gungen bekunden. Im Ubrigen werde flr die Aufnahme eines Studiums in den Nieder-
landen nach dem Schulabschluss geworben, wahrend der Besuch einer niederlandi-
schen Grundschule so schwierig gestaltet werde.

Die Landesregierung wolle die veranderte Lebenssituation, die veranderten Umstande
und die besondere Situation im Grenzraum berucksichtigen, bekraftigt StS Christian
Wiermer (MBEIM). Dabei mussten wie bereits dargelegt aber Interessen abgewogen
werden.

Fir die Steuerung sei eine Datenerhebung zwar von Interesse, die momentanen Er-
fordernisse der Datenerhebung belasteten die Schulen aber bereits sehr, erganzt
MR’in Sabrina Baur (MSB) zu den Herausforderungen hinsichtlich der Datenerhe-
bung. Daher prufe das Ministerium fur Schule und Bildung gerade die Sinnhaftigkeit
aller Datenerhebungen, auch unter Berlcksichtigung des Aufwands, um eine unnétige
Belastung der Schulen zu vermeiden. Mdglicherweise kdnne sich nur die Situation im
betroffenen Grenzgebiet angeschaut werden.

Sie gebe aber zu bedenken, dass zumindest ihr keine Probleme hinsichtlich der Aus-
nahmegenehmigungen bekannt seien. In den vergangenen drei Jahren habe sie eine
Beschwere erhalten und dazu ein Telefonat mit der Bezirksregierung gefuhrt. In dem
Fall sei die Rechtslage nicht korrekt ausgelegt worden.

Um die Anzahl der beantragten Ausnahmegenehmigungen herauszufinden, musste
sich die Landesregierung nur an die Bezirksregierungen wenden, so Dr. Werner Pfeil
(FDP). Jeder eingegangene Antrag auf eine Ausnahmegenehmigung werde schlief3-
lich einem Aktenzeichen zugeordnet, sodass sich die Fallzahl zumindest bei digitali-
sierten Ablaufen schnell herausfinden lasse. Es konne nicht sein, dass die Frage, ob
es sich bei diesem Problem um ein grol3es oder um ein kleines handele, mit Verweis
auf den Datenschutz oder die gewulnschte Vermeidung von Datenerhebungen nicht
beantwortet werden kdnne.
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7 Verschiedenes

a) Fristfiir das Einreichen von Berichtsanfragen fur die Ausschusssitzung
am 9. Januar 2026

Aufgrund der Feiertage mussten Berichtsanfragen fur die Ausschusssitzung am 9. Ja-
nuar 2026 bis zum 23. Dezember 2025 eingereicht werden, gibt Vorsitzender Stefan
Engstfeld bekannt.

b) Terminanfrage vom Verein ,Freies Russland NRW*“ fiir den 15. De-
zember 2025

Den Ausschuss fur Europa und Internationales sowie die Landesregierung habe eine
Terminanfrage vom Verein ,Freies Russland NRW* erreicht, informiert Vorsitzender
Stefan Engstfeld. Oleksii Anulia fihre am 15. Dezember 2025 in Dusseldorf eine Le-
sung seines Buches ,Jingle Bellz* durch und habe Interesse daran, sich mit der Lan-
desregierung und Ausschussmitgliedern auszutauschen.

Oleksii Anulia komme aus Tschernihiw. Nach Beginn des russischen Angriffskrieges
in der Ukraine habe er sich freiwillig den ukrainischen Streitkraften angeschlossen. Er
sei wahrend der Kampfe schwer verwundet worden und 2022 fur rund zehn Monate in
russische Kriegsgefangenschaft geraten, in der er Folter, psychischen Druck, Hunger,
Isolation und 130 Tage im Karzer erlebt habe.

Das dort Erlebte habe Oleksii Anulia in seinem Buch dokumentiert, in dem er einen
schonungslosen Blick auf die russische Kriegsgefangenschaft werfe sowie seine Er-
fahrungen und das Schicksal vieler Mitgefangenen beschreibe.

Er weise auch auf den Artikel ,Nachts betete ich, nicht bis zum nachsten Tag zu leben”
hin, veroffentlicht von SPIEGEL ONLINE am 23. Juni 2024.

Seit seiner Freilassung klare Oleksii Anulia Uber russische Kriegsverbrechen auf und
spreche auf Veranstaltungen und Konferenzen.

Es erhebt sich bei Abwesenheit der AfD-Fraktion kein Wider-
spruch zu dem Vorschlag des Vorsitzenden Stefan Engstfeld,
zu versuchen, fur den 15. Dezember 2025 einen Termin mit
Oleksii Anulia zu vereinbaren.

gez. Stefan Engstfeld
Vorsitzender
Anlage
23.01.2026/28.01.2026
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Dusseldorf, 21. November 2025

Beantragung von Tagesordnungspunkten fiir die Sitzung des Ausschusses fiir
Europa und Internationales am 5. Dezember 2025

Sehr geehrter Herr Vorsitzender,

im Namen der SPD-Fraktion im Landtag NRW beantrage ich folgende Tagesordnungspunkte fiir
die Sitzung des Ausschusses flr Europa und Internationales am 5. Dezember 2025:

TOP 1 - Humanitare Katastrophe im Sudan

Seit April 2023 herrscht im Sudan ein verheerender Biirgerkrieg zwischen der sudanesischen
Armee (SAF) unter Abdel Fattah al-Burhan und der paramilitdrischen Rapid Support Forces (RSF)
unter Mohamed Hamdan Daglo. Der Konflikt hat zu massiven Menschenrechtsverletzungen,
Massenvertreibungen und der aktuell schwersten humanitaren Krise der Welt gefiihrt. Nach
Angaben der Vereinten Nationen sind mehr als 12 Millionen Menschen auf der Flucht, drei Viertel
der Bevolkerung auf humanitare Hilfe angewiesen, 19 Millionen Kinder kénnen keine Schule
besuchen und das Gesundheitssystem ist weitgehend zusammengebrochen.

Zuletzt nahmen die RSF am 26. Oktober, nach 18 Monaten Belagerung, die sudanesischen Stadt
Al-Faschir ein, wodurch die Stadt vom Rest der Welt abgeschnitten wurde. Gleichzeitig
ermordeten sie rund 460 Menschen; unter anderem das Gesundheitspersonal in einer
Geburtsklinik der Stadt.

o spdfraktionnrw
spd_fraktion_nrw

SPD-FRAKTION.NRW
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Zahlreiche internationale Berichte dokumentieren Massenhinrichtungen, sexualisierte Gewalt,
Angriffe auf humanitdre Helferinnen und Helfer sowie gezielte Angriffe auf Zivilistinnen und
Zivilisten.

Besonders besorgniserregend sind die Hinweise, dass die RSF-Miliz finanzielle und militarische
Unterstiitzung aus den Vereinigten Arabischen Emiraten erhalt. Vor diesem Hintergrund ist zu
betonen, dass Nordrhein-Westfalen seine wirtschaftlichen und politischen Beziehungen zu den
Vereinigten Arabischen Emiraten zuletzt deutlich intensiviert hat, unter anderem im Rahmen
einer Delegationsreise des Ministerprasidenten in die Golfregion im April sowie des Ministers fur
Bundes- und Europaangelegenheiten, Internationales sowie Medien des Landes Nordrhein-
Westfalen und Chef der Staatskanzlei im November 2025. Angesichts der katastrophalen
humanitaren Lage im Sudan und der moglichen Mitverantwortung externer Akteure stellt sich die
Frage, wie die Landesregierung ihre auBenwirtschaftlichen Aktivitaten mit menschenrechtlichen
Verpflichtungen in Einklang bringt und welche MalRnahmen sie ergreift, um zur Sichtbarmachung
und Linderung der humanitaren Krise beizutragen.

Deshalb bitten wir um die Beantwortung folgender Fragen:

1. Wie bewertet die Landesregierung die aktuelle humanitare Lage im Sudan und die Rolle
der Rapid Support Forces (RSF), einschlieflich méglicher finanzieller und militarischer
Unterstitzung durch externe Akteure wie die Vereinigten Arabischen Emirate?

2. Inwiefern beriicksichtigt sie bei wirtschaftspolitischen Initiativen und Reisen in die
Golfstaaten menschenrechtliche Bewertungen und auRenpolitische Risikoeinschatzungen
des Bundes?

3. Wourde die Situation im Sudan bei den vergangenen Reisen des Ministers und des
Ministerprasidenten thematisiert und wenn ja, inwiefern? Wenn nein, warum nicht?

4. Wie steht die Landesregierung zu Forderungen, die RSF als Terrororganisation einzustufen,
und zu der Einschatzung, dass externe Unterstutzung volkerrechtswidrig sein konnte?

5. Welche Konsequenzen ergeben sich fiir bestehende Wirtschaftsbeziehungen zu den
Vereinigten Arabischen Emiraten, falls deren Unterstitzung fiir Kriegsparteien bestatigt
wird?

6. Welche MalRnahmen plant oder ergreift die Landesregierung zur Férderung
zivilgesellschaftlicher und humanitarer Initiativen zur Unterstltzung der sudanesischen
Bevdlkerung sowie zur Unterstiitzung von Migrantinnen-Selbstorganisationen (MSOs) und
Diaspora-Aktivitaten aus NRW?

7. Welche Schlisse zieht sie fiir die Umsetzung humanitarer Sonderaufnahmeprogramme
fiir vulnerable Gruppen und Menschenrechtsverteidigerinnen?
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TOP 2 - Verfahren der Bewilligung von Ausnahmegenehmigungen zum Besuch ausldndischer
Schulen in den an NRW angrenzenden Staaten

Im Rahmen der letzten Regierungskonsultation NRWs mit den Niederlanden im Marz 2025 erklarte
Ministerprasident Hendrik Wist: ,Die Menschen auf beiden Seiten der Grenze erwarten, dass die
Politik die Probleme des Alltags 16st.“ Dazu gehort auch das Ziel, reibungsloses Lernen und Arbeiten
im Grenzraum zu erméglichen und bestehende Hiirden zu beseitigen.

Dazu sollte — méchte man meinen — die Mdoglichkeit gehoren, dass niederlandische Familien, die
grenznah in NRW wohnen, ihre Kinder aber in den Niederlanden beschulen mochten, dies auch tun
konnen. Aktuell liegen drei ablehnende Bescheide vor. Der Antrag auf Ausnahmegenehmigung zum
Besuch einer ausldandischen Schule wurde abgelehnt, da keine gewichtigen Griinde vorgetragen
worden wadren. Die Bewertung, ob gewichtige Griinde vorliegen, obliegt der jeweiligen
Sachbearbeitung.

In diesem Zusammenhang bitten wir um die Beantwortung folgender Fragen zur Praxis der
Bewilligungen bzw. Ablehnung von Schulbesuchen im Ausland fur Menschen, die in NRWs
grenznahen Stadten und Kreisen leben:

1. Wieviele Ausnahmegenehmigungen wurden fiir das laufende Schuljahr erteilt? Bitte in
einer Tabelle unterteilt nach Stadten und Kreisen angeben.

2. Wieviele Antrage auf Ausnahmegenehmigungen wurden abgelehnt und aus welchen
Griinden? Bitte in einer Tabelle unterteilt nach Stadten und Kreisen angeben.

3. Ist der Landesregierung bekannt, dass das Ermessen in den Stadten und Kreisen
unterschiedlich ausgetibt wird?

4. Wie will die Landesregierung sicherstellen, dass eine Gleichbehandlung in den
vorliegenden Fallen gewahrt bleibt?

Wir bitten die Landesregierung um einen schriftlichen Bericht fiir die jeweiligen

Tagesordnungspunkte sowie die Moglichkeit, Nachfragen an das zustandige Fachministerium in
der Ausschusssitzung stellen zu konnen.

Mit freundlichen GriiRen

i%m

Inge Blask MdL



	1	Aktuelle Situation in Belarus
	2	Digitale Souveränität sichern – das Internet befreien, Medienvielfalt schützen!
	3	Grenzenloses Ausreiten ermöglichen – Hürden im Reitsport zwischen Nordrhein-Westfalen und den Niederlanden abbauen
	4	Bericht über den Kongress der Gemeinden und Regionen
	5	Humanitäre Katastrophe im Sudan (Bericht beantragt von der SPD-Fraktion [siehe Anlage])
	6	Verfahren der Bewilligung von Ausnahmegenehmigungen zum Besuch ausländischer Schulen in den an NRW angrenzenden Staaten (Bericht beantragt von der SPD-Fraktion [siehe Anlage])
	7	Verschiedenes

